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ob der Zeitgewinn in Verhältnis steht zum 
Verkehrsverstoß und zu der zu beseiti-
genden Gefahr. In Anbetracht des in der 
Regel eher geringen Zeitgewinns muss 
damit gerechnet werden, dass hierbei 
strenge Maßstäbe angelegt werden und 
die Einsatzfahrt lediglich bei der Sankti-
onsbemessung berücksichtigt wird.

Es ist auch ausdrücklich darauf hinzu-
weisen, dass der Feuerwehrangehörige 
seine Dienstpflicht nach § 14 Absatz 1 
Nummer 2 Feuerwehrgesetz nicht ver-
letzt, wenn er nach der Alarmierung nur 
so schnell fährt, wie es die Verkehrsver-
hältnisse erlauben. Die Pflicht, sich bei 
Alarm unverzüglich am Alarmplatz ein-
zufinden, tritt grundsätzlich hinter die 
Pflicht zur Beachtung der geltenden Ver-
kehrsregeln zurück.

Feuerwehrangehörige sollten daher, 
schon in ihrem eigenen Interesse und im 
Hinblick auf drohende Geldbußen und 
die möglichen straf- und zivilrechtlichen 
Folgen bei einem Unfall, Sonderrechte 
bei Fahrten mit dem privaten Pkw grund-
sätzlich nicht in Anspruch nehmen.
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und akustisch anzuzeigen, dass er Son-
derrechte beansprucht. Diese dürfen 
daher nur im Ausnahmefall nach einer 
auf den Einzelfall bezogenen Abwägung 
nach Notstandsgesichtspunkten und 
unter gebührender Berücksichtigung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
ausgeübt werden, wenn dies zur Erfül-
lung hoheitlicher Aufgaben dringend 
geboten ist.

Mit einem privaten Pkw, der keine 
Sig naleinrichtungen wie ein Feuer-
wehrfahrzeug aufweist, sind daher, 
soweit es um die Einhaltung der zuläs-
sigen Höchstgeschwindigkeit geht, al-
lenfalls mäßige Geschwindigkeitsüber-
schreitungen ohne Gefährdung oder 
gar Schädigung anderer Verkehrsteil-
nehmer statthaft. Kommt es zu einem 
Unfall, geht die Rechtsprechung gene-
rell davon aus, dass die vom Fahrer in 
Anspruch genommenen Sonderrechte 
nicht unter gebührender Berücksich-
tigung der Sicherheit und Ordnung 
ausgeübt wurden, wie es § 35 Absatz 8 
StVO fordert. 

Strikte Prüfung der Verhältnismäßigkeit
In Ordnungswidrigkeits- und Strafver-
fahren wird regelmäßig die Frage der 
Verhältnismäßigkeit geprüft, das heißt, 

Bei der Frage, ob Angehörige von Frei-
willigen Feuerwehren bei der Fahrt mit 
dem Privatfahrzeug zum Feuerwehrhaus 
nach der Alarmierung zu einem Einsatz 
Sonderrechte nach § 35 der Straßenver-
kehrsordnung (StVO) in Anspruch neh-
men können, besteht teilweise nach wie 
vor Unsicherheit.

Dabei sind die Voraussetzungen und 
vor allem die – sehr engen – Grenzen für 
die Inanspruchnahme von Sonderrechten 
mit Privatfahrzeugen spätestens seit zwei 
Entscheidungen des Oberlandesgerichts 
Stuttgart aus dem Jahr 20021) eindeutig 
geklärt. 

Sonderrechte nur im absoluten  
Ausnahmefall
Dem Angehörigen einer Freiwilligen 
Feuerwehr, der nach Auslösung eines 
Alarms mit seinem Privatfahrzeug zum 
Feuerwehrhaus fährt, stehen zwar grund-
sätzlich die Sonderrechte des § 35 Absatz 
1 StVO zu, wenn dringende Eile geboten 
ist und hoheitliche Aufgaben zu erfüllen 
sind. In der Praxis ist die Inanspruchnah-
me von Sonderrechten in diesen Fällen 
allerdings sehr problematisch. Der Feu-
erwehrangehörige hat mit seinem Pri-
vatfahrzeug nicht die Möglichkeit, den 
anderen Verkehrsteilnehmern optisch 

Vorsicht bei der Inanspruchnahme von Sonderrechten 
mit Privatfahrzeugen
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